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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Dritten Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts 
(Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz) 
— Drucksache 9/1065 — 

A. Problem 

Zur Verbesserung des Schutzes der Gesellschafter und der 
Gläubiger von Aktiengesellschaften in den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft hat deren Rat am 9. Oktober 1978 
die Dritte Richtlinie zur Koordinierung des Gesellschafts-
rechts, die sog. Verschmelzungsrichtlinie, verabschiedet. 
Durch diese Richtlinie werden die nationalen Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Verschmelzung von Aktienge-
sellschaften sowohl in der Form der Verschmelzung durch Auf-
nahme als auch in der Form der Verschmelzung durch Neubil-
dung harmonisiert, um die Schutzbestimmungen für Gläubiger 
und Dritte in den Mitgliedstaaten gleichwertig zu gestalten. 

B. Lösung 

Zum Zwecke der Umsetzung dieser Richtlinie in innerstaatli-
ches deutsches Recht werden das Aktiengesetz, das Einfüh-
rungsgesetz zum Aktiengesetz, das Gesetz über die freiwillige 
Gerichtsbarkeit und das Umwandlungsgesetz geändert. Wich-
tigste Änderungen des Aktiengesetzes sind insbesondere 

— Ermöglichung der Verschmelzung durch gleichzeitige Auf-
nahme mehrerer Gesellschaften, 

— Erfordernis eines vor den Hauptversammlungen aufzustel-
lenden Entwurfs des Verschmelzungsvertrages mit einem 
Mindestinhalt, 

— Einführung eines Verschmelzungsberichts der Vorstände, 
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— Einführung einer Prüfung der Verschmelzung und insbe-
sondere des Umtauschverhältnisses der Aktien durch unab-
hängige Sachverständige und Erstattung eines schriftli-
chen Prüfungsberichts, 

— Erfordernis von Sonderbeschlüssen der verschiedenen Ak-
tiengattungen, 

— Offenlegung des Verschmelzungsvertrags oder dessen Ent-
wurfs vor den Hauptversammlungen, 

— Erfordernis der Offenlegung von Jahresabschlüssen und 
Geschäftsberichten sowie der Vorstands- und Prüferbe

-

richte vor den Hauptversammlungen, 

— Erstreckung des Gläubigerschutzes auch auf die Gläubiger 
der übernehmenden Gesellschaft, 

— Einführung eines sog. Verwässerungsschutzes für Inhaber 
von Schuldverschreibungen und Genußscheinen, 

— Einschränkung der Nichtigkeit von Verschmelzungen, 

— Übernahme dieser Regelungen für die Verschmelzung 
durch Neubildung. 

Außerdem werden die Verschmelzungsregelungen im Versi-
cherungsaufsichtsgesetz und teilweise auch im Gesetz über die 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und über die ,  Ver-
schmelzung von Gesellschaften mit beschränkter Haftung der 
Neuregelung des Aktiengesetzes angepaßt. 

Abweichend vom Regierungsentwurf schlägt der Rechtsaus-
schuß vor, für die Fälle der Aufnahme einer mehr als 90pro-
zentigen Tochtergesellschaft in die Muttergesellschaft auf ei-
nen Genehmigungsbeschluß der Hauptversammlung der über-
nehmenden Gesellschaft zu verzichten. 

C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit Kost en be-
lastet. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 9/1065 — in der aus der anliegenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 23. Juni 1982 

Der Rechtsausschuß 

Buschbom 

Amt. Vorsitzender 

Bohl 

Berichterstatter 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Durchführung der Dritten Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts 
(Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz) 
— Drucksache 9/1065 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Drit

-

ten Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein

-

schaften zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts 
(Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I 
S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In § 62 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „oder Zin-
sen" gestrichen. 

2. § 136 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

3. § 339 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„1. durch Übertragung des Vermögens ei-
ner Gesellschaft oder mehrerer Gesell-
schaften (übertragende Gesellschaften) 
als Ganzes auf eine andere Gesellschaft 
(übernehmende Gesellschaft) gegen Ge-
währung von Aktien dieser Gesellschaft 
(Verschmelzung durch Aufnahme);". 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Verschmelzung ist auch zulässig, 
wenn die übertragenden oder sich vereini-
genden Gesellschaften aufgelöst sind und 
die Fortsetzung dieser Gesellschaften be-
schlossen werden könnte." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Drit

-

ten Richtlinie des Rates der Europäischen Gemein

-

schaften zur Koordinierung des Gesellschaftsrechts 
(Verschmelzungsrichtlinie-Gesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Aktiengesetzes 

Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I 
S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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Entwurf 

4. § 340 wird durch folgende Vorschriften ersetzt: 

„§ 340 
Vorbereitung der Verschmelzung 

(1) Die Vorstände der an der Verschmelzung 
beteiligten Gesellschaften schließen einen Ver-
schmelzungsvertrag oder stellen einen schriftli-
chen Entwurf auf. 

(2) Der Vertrag oder dessen Entwurf muß 
mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. die Firma und den Sitz der an der Ver-
schmelzung beteiligten Gesellschaften; 

2. die Vereinbarung über die Übertragung des 
Vermögens jeder übertragenden Gesell-
schaft als Ganzes gegen Gewährung von Ak-
tien der übernehmenden Gesellschaft; 

3. das Umtauschverhältnis der Aktien und ge-
gebenenfalls die Höhe der baren Zuzah-
lung; 

4. die Einzelheiten für die Übertragung der Ak-
tien der übernehmenden Gesellschaft; 

5. den Zeitpunkt, von dem an diese Aktien ei-
nen Anspruch auf einen Anteil am Bilanzge-
winn gewähren, sowie alle Besonderheiten 
in bezug auf diesen Anspruch; 

6. den Zeitpunkt, von dem an die Handlungen 
der übertragenden Gesellschaften als für 
Rechnung der übernehmenden Gesellschaft 
vorgenommen gelten; 

7. die Rechte, welche die übernehmende Ge-
sellschaft einzelnen Aktionären sowie den 
Inhabern von Vorzugsaktien, Mehrstimm-
rechtsaktien, Schuldverschreibungen und 
Genußscheinen gewährt, oder die für diese 
Personen vorgesehenen Maßnahmen; 

8. jeden besonderen Vorteil, der einem Mit-
glied des Vorstands oder des Aufsichtsrats 
der an der Verschmelzung beteiligten Gesell-
schaften oder einem Verschmelzungsprüfer 
gewährt wird. 

§ 340 a 
Verschmelzungsbericht 

Die Vorstände jeder der an der Verschmel-
zung beteiligten Gesellschaften haben einen 
ausführlichen schriftlichen Bericht zu erstatten, 
in dem der Verschmelzungsvertrag oder dessen 
Entwurf und insbesondere das Umtauschver-
hältnis der Aktien rechtlich und wirtschaftlich 
erläutert und begründet werden. Auf besondere 
Schwierigkeiten bei der Bewertung der Unter-
nehmen ist hinzuweisen. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

4. unverändert 
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Entwurf 

§ 340 b 
Prüfung der Verschmelzung 

(1) Der Verschmelzungsvertrag oder dessen 
Entwurf ist für jede der an der Verschmelzung 
beteiligten Gesellschaften durch einen oder 
mehrere sachverständige Prüfer (Verschmel-
zungsprüfer) zu prüfen. 

(2) Die Verschmelzungsprüfer werden für 
jede der beteiligten Gesellschaften von deren 
Vorstand bestellt. Die Prüfung durch einen oder 
mehrere Prüfer für alle beteiligten Gesellschaf-
ten reicht aus, wenn diese Prüfer auf gemeinsa-
men Antrag der Vorstände durch das Gericht 
bestellt werden. Gegen die Entscheidung ist die 
sofortige Beschwerde zulässig. Für den Ersatz 
von Auslagen und für die Vergütung der vom 
Gericht bestellten Prüfer gilt § 163 Abs. 4. 

(3) Die §§ 164, 165 über die Auswahl und das 
Auskunftsrecht der Abschlußprüfer gelten sinn-
gemäß für die Verschmelzungsprüfer. Das Aus-
kunftsrecht besteht gegenüber allen an der Ver-
schmelzung beteiligten Gesellschaften. 

(4) Die Verschmelzungsprüfer haben über 
das Ergebnis der Prüfung schriftlich zu berich-
ten. Der Prüfungsbericht kann auch gemeinsam 
erstattet werden. Er ist mit einer Erklärung dar-
über abzuschließen, ob das vorgeschlagene Um-
tauschverhältnis der Aktien angemessen ist. 
Dabei ist anzugeben, 

1. nach welchen Methoden das vorgeschlagene 
Umtauschverhältnis ermittelt worden ist; 

2. aus welchen Gründen die Anwendung dieser 
Methoden angemessen ist; 

3. welches Umtauschverhältnis sich bei der 
Anwendung verschiedener Methoden, so-
fern mehrere angewendet worden sind, je-
weils ergeben würde; zugleich ist darzule-
gen, welches Gewicht den verschiedenen 
Methoden bei der Bestimmung des vorge-
schlagenen Umtauschverhältnisses und der 
ihm zugrundeliegenden Werte beigemessen 
worden ist und welche besonderen Schwie-
rigkeiten bei der Bewertung der Unterneh-
men aufgetreten sind. 

In den Bericht nach Satz 1 brauchen Tatsachen 
nicht aufgenommen zu werden, deren Bekannt-
werden geeignet ist, einer der beteiligten Gesell-
schaften oder einem verbundenen Unterneh-
men einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufü-
gen. 

(5) Für die Verantwortlichkeit der Ver-
schmelzungsprüfer, ihrer Gehilfen und der bei 
der Prüfung mitwirkenden gesetzlichen Vertre-
ter einer Prüfungsgesellschaft gilt § 168 sinnge-
mäß. Die Verantwortlichkeit besteht gegenüber 
den an der Verschmelzung beteiligten Gesell-
schaften und deren Aktionären. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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§ 340 c 
Beschlüsse der Hauptversammlungen 

(1) Der Verschmelzungsvertrag wird nur 
wirksam, wenn die Hauptversammlung jeder 
Gesellschaft ihm zustimmt. 

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel des bei der Beschlußfas-
sung vertretenen Grundkapitals umfaßt. Die 
Satzung kann eine größere Kapitalmehrheit 
und weitere Erfordernisse bestimmen. 

(3) Sind mehrere Gattungen von Aktien vor-
handen, so bedarf der Beschluß der Hauptver-
sammlung zu seiner Wirksamkeit der Zustim-
mung der Aktionäre jeder Gattung. Über die Zu-
stimmung haben die Aktionäre jeder Gattung 
einen Sonderbeschluß zu fassen. Für diesen gilt 
Absatz 2. 

§ 340 d 

Vorbereitung und Durchführung 
der Hauptversammlung 

(1) Der Verschmelzungsvertrag oder dessen 
Entwurf ist vor der Einberufung der Hauptver-
sammlung, die über die Zustimmung beschlie-
ßen soll, zum Handelsregister einzureichen. 

(2) Von der Einberufung der Hauptversamm-
lung an, die über die Zustimmung zum Ver-
schmelzungsvertrag beschließen soll, sind in 
dem Geschäftsraum der Gesellschaft zur Ein-
sicht der Aktionäre auszulegen 

1. der Verschmelzungsvertrag oder dessen 
Entwurf; 

2. die Jahresabschlüsse und die Geschäftsbe-
richte der an der Verschmelzung beteiligten 
Gesellschaften für die letzten drei Ge-
schäftsjahre; 

3. falls sich der letzte Jahresabschluß auf ein 
Geschäftsjahr bezieht, das mehr als sechs 
Monate vor dem Abschluß des Verschmel-
zungsvertrags oder der Aufstellung des Ent-
wurfs abgelaufen ist, eine Bilanz auf einen 
Stichtag, der nicht vor dem ersten Tag des 
dritten Monats liegt, welcher dem Abschluß 
oder der Aufstellung vorausgeht (Zwischen-
bilanz); 

4. die Berichte der Vorstände der an der Ver-
schmelzung beteiligten Gesellschaften nach 
§ 340 a; 

5. die Prüfungsberichte nach § 340 b. 

(3) Die Zwischenbilanz (Absatz 2 Nr. 3) ist 
nach den Vorschriften aufzustellen, die auf die 
letzte Jahresbilanz der Gesellschaft angewen-
det worden sind. Eine körperliche Bestandsauf-
nahme ist nicht erforderlich. Die Wertansätze 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 
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Entwurf 

- der letzten Jahresbilanz dürfen übernommen 
werden. Dabei sind jedoch Abschreibungen, 
Wertberichtigungen und Rückstellungen sowie 
wesentliche, aus den Büchern nicht ersichtliche 
Veränderungen der wirklichen Werte von Ver-
mögensgegenständen bis zum Stichtag der Zwi-
schenbilanz zu berücksichtigen. 

(4) Auf Verlangen ist jedem Aktionär unver-
züglich und kostenlos eine Abschrift der in Ab-
satz 2 bezeichneten Unterlagen zu erteilen. 

(5) In der Hauptversammlung jeder Gesell-
schaft sind die in Absatz 2 bezeichneten Unter-
lagen auszulegen. Der Vorstand hat den Ver-
schmelzungsvertrag oder dessen Entwurf zu 
Beginn der Verhandlung mündlich zu erläutern. 
Der Niederschrift ist er als Anlage beizufügen. 

(6) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der 
Hauptversammlung, die über die Verschmel-
zung beschließt, Auskunft auch über alle für die 
Verschmelzung wesentlichen Angelegenheiten 
der anderen beteiligten Gesellschaften zu ge-
ben."  

5. In § 341 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „können 
beide Teile" durch die Worte „kann jeder Teil" 
ersetzt. 

6. § 344 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die übernehmende Gesellschaft darf zur 
Durchführung der Verschmelzung ihr Grundka-
pital nicht erhöhen, soweit sie Aktien der über-
tragenden Gesellschaften besitzt. Gleiches gilt, 
soweit eine übertragende Gesellschaft eigene 
Aktien besitzt oder soweit eine übertragende 
Gesellschaft Aktien der übernehmenden Gesell-
schaft besitzt, auf die der Nennbetrag oder der 
höhere Ausgabebetrag nicht voll geleistet ist. 
Die übernehmende Gesellschaft kann von der 
Erhöhung des Grundkapitals absehen, soweit 
sie eigene Aktien besitzt oder soweit eine über-
tragende Gesellschaft Aktien der übernehmen-
den Gesellschaft besitzt, auf die der Nennbetrag 
oder der höhere Ausgabebetrag voll geleistet ist. 
Dem Besitz durch eine Gesellschaft steht der 
Besitz durch einen im eigenen Namen, jedoch 
für Rechnung dieser Gesellschaft handelnden 
Dritten gleich."  

7. § 345 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgenden Satz 2: 

„Auch der Vorstand der übernehmenden Ge-
sellschaft ist berechtigt, die Verschmelzung 
zur Eintragung in das Handelsregister des 
Sitzes der übertragenden Gesellschaften an-
zumelden." 

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Anmeldung zum Handelsregister des 
Sitzes jeder der übertragenden Gesellschaf- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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ten ist ferner eine Bilanz dieser Gesellschaft 
beizufügen (Schlußbilanz)." 

8. § 346 erhält folgende Fassung: 

„ § 346 
Eintragung der Verschmelzung 

(1) Die Verschmelzung darf in das Handels-
register des Sitzes der übernehmenden Gesell-
schaft erst eingetragen werden, nachdem sie im 
Handelsregister des Sitzes der übertragenden 
Gesellschaften eingetragen worden ist. Wird zur 
Durchführung der Verschmelzung das Grund-
kapital der übernehmenden Gesellschaft er-
höht, so darf die Verschmelzung nicht eingetra-
gen werden, bevor die Durchführung der Erhö-
hung des Grundkapitals im Handelsregister 
eingetragen worden ist. Die Eintragung im Han-
delsregister des Sitzes jeder der übertragenden 
Gesellschaften ist mit dem Vermerk zu verse-
hen, daß die Verschmelzung erst mit der Eintra-
gung im Handelsregister der übernehmenden 
Gesellschaft wirksam wird. 

(2) Jede übertragende Gesellschaft hat einen 
Treuhänder für den Empfang der zu gewähren-
den Aktien und der baren Zuzahlungen zu be-
stellen. Die Verschmelzung darf erst eingetra-
gen werden, wenn der Treuhänder dem Gericht 
angezeigt hat, daß er im Besitz der Aktien und 
der baren Zuzahlungen ist. 

(3) Mit der Eintragung der Verschmelzung in 
das Handelsregister des Sitzes der überneh-
menden Gesellschaft geht das Vermögen der 
übertragenden Gesellschaften einschließlich 
der Verbindlichkeiten auf die übernehmende 
Gesellschaft über. Treffen dabei aus gegenseiti-
gen Verträgen, die zur Zeit der Verschmelzung 
von keiner Seite vollständig erfüllt sind, Abnah-
me-, Lieferungs- oder ähnliche Verpflichtungen 
zusammen, die miteinander unvereinbar sind 
oder die beide zu erfüllen eine schwere Unbillig-
keit für die übernehmende Gesellschaft bedeu-
ten würde, so bestimmt sich der Umfang der 
Verpflichtungen nach Billigkeit unter Würdi-
gung der vertraglichen Rechte aller Beteilig-
ten. 

(4) Mit der Eintragung der Verschmelzung in 
das Handelsregister des Sitzes der überneh-
menden Gesellschaft erlöschen die übertragen-
den Gesellschaften. Einer besonderen Löschung 
der übertragenden Gesellschaften bedarf es 
nicht. Mit der Eintragung der Verschmelzung 
werden die Aktionäre der übertragenden Ge-
sellschaften Aktionäre der übernehmenden Ge-
sellschaft; dies gilt jedoch nicht, soweit die über-
nehmende Gesellschaft oder ein Dritter, der im 
eigenen Namen, jedoch für Rechnung dieser Ge-
sellschaft handelt, Aktien der übertragenden 
Gesellschaften besitzt oder soweit eine übertra-
gende Gesellschaft eigene Aktien oder ein Drit-
ter, der im eigenen Namen, jedoch für Rech- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

8. § 346 erhält folgende Fassung: 

„§ 346 
Eintragung der Verschmelzung 

(1) Die Verschmelzung darf in das Handels-
register des Sitzes der übernehmenden Gesell-
schaft erst eingetragen werden, nachdem sie im 
Handelsregister des Sitzes der übertragenden 
Gesellschaften eingetragen worden ist. Wird zur 
Durchführung der Verschmelzung das Grund-
kapital der übernehmenden Gesellschaft er-
höht, so darf die Verschmelzung nicht eingetra-
gen werden, bevor die Durchführung der Erhö-
hung des Grundkapitals im Handelsregister 
eingetragen worden ist. Die Eintragung im Han-
delsregister des Sitzes jeder der übertragenden 
Gesellschaften ist mit dem Vermerk zu verse-
hen, daß die Verschmelzung erst mit der Eintra-
gung im Handelsregister des Sitzes der über-
nehmenden Gesellschaft wirksam wird. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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nung dieser Gesellschaft handelt, Aktien dieser 
Gesellschaft besitzt. 

(5) Der Mangel der notariellen Beurkundung 
des Verschmelzungsvertrags wird durch die 
Eintragung geheilt. 

(6) Das Gericht des Sitzes der übernehmen-
den Gesellschaft hat von Amts wegen dem Ge-
richt des Sitzes jeder der übertragenden Gesell-
schaften den Tag der Eintragung der Ver-
schmelzung mitzuteilen. Nach Eingang der Mit-
teilung hat das Gericht des Sitzes jeder der 
übertragenden Gesellschaften von Amts wegen 
den Tag der Eintragung der Verschmelzung im 
Handelsregister der übernehmenden Gesell-
schaft im Handelsregister der übertragenden 
Gesellschaft zu vermerken und die bei ihm auf-
bewahrten Urkunden und anderen Schrift-
stücke crem Gericht des Sitzes der übernehmen-
den Gesellschaft zur Aufbewahrung zu übersen-
den. 

(7) Für den Umtausch der Aktien der über-
tragenden Gesellschaften gilt § 73, bei Zusam-
menlegung von Aktien § 226 über die Kraftloser-
klärung von Aktien sinngemäß. Einer Genehmi-
gung des Gerichts bedarf es nicht." 

9. § 347 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Den Gläubigern der an der Verschmel-
zung beteiligten Gesellschaften ist, wenn sie 
sich binnen sechs Monaten nach der Bekannt-
machung der Eintragung der Verschmelzung in 
das Handelsregister des Sitzes derjenigen Ge-
sellschaft, deren Gläubiger sie sind, zu diesem 
Zweck melden, Sicherheit zu leisten, soweit sie 
nicht Befriedigung verlangen können. Dieses 
Recht steht den Gläubigern der übernehmen-
den Gesellschaft jedoch nur zu, wenn sie nach-
weisen, daß durch die Verschmelzung die Erfül-
lung ihrer Forderung gefährdet wird. Die Gläu-
biger sind in der Bekanntmachung der Eintra-
gung auf dieses Recht hinzuweisen." 

10. Nach § 347 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 347 a 
Schutz der Inhaber von Sonderrechten 

Die übernehmende Gesellschaft hat den Inha-
bern von Wandelschuldverschreibungen, von 
Gewinnschuldverschreibungen und von Genuß-
scheinen, die von den übertragenden Gesell-
schaften ausgegeben worden sind, Rechte zu ge-
währen, die denen in den übertragenden Gesell-
schaften gleichwertig sind." 

11. § 348 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der übertra-
genden Gesellschaft" durch die Worte „einer 
übertragenden Gesellschaft" ersetzt. 

1A 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(5) unverändert 

(6) Das Gericht des Sitzes der übernehmen-
den Gesellschaft hat von Amts wegen dem Ge-
richt des Sitzes jeder der übertragenden Gesell-
schaften den Tag der Eintragung der Ver-
schmelzung mitzuteilen. Nach Eingang der Mit-
teilung hat das Gericht des Sitzes jeder der 
übertragenden Gesellschaften von Amts wegen 
den Tag der Eintragung der Verschmelzung im 
Handelsregister des Sitzes der übernehmenden 
Gesellschaft im Handelsregister des Sitzes der 
übertragenden Gesellschaft zu vermerken und 
die bei ihm aufbewahrten Urkunden und ande-
ren Schriftstücke dem Gericht des Sitzes der 
übernehmenden Gesellschaft zur Aufbewah-
rung zu übersenden. 

(7) unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 
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b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der 
übertragenden Gesellschaft" durch die 
Worte „der übertragenden Gesellschaften" 
und die Worte „der Schlußbilanz" durch die 
Worte „den Schlußbilanzen" ersetzt. 

12. § 349 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „Gesell-
schaft" durch das Wort „Gesellschaften" er-
setzt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „der 
übertragenden Gesellschaft" durch die 
Worte „einer übertragenden Gesellschaft" 
ersetzt. 

c) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für diese Ansprüche sowie weitere 
Ansprüche, die sich für und gegen eine über-
tragende Gesellschaft nach den allgemeinen 
Vorschriften auf Grund der Verschmelzung 
ergeben, gilt diese Gesellschaft als fortbeste-
hend." 

d) In Absatz 3 werden die Worte „der übertra-
genden Gesellschaft" durch die Worte „der 
betroffenen übertragenden Gesellschaft" er-
setzt. 

13. § 350 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „der 
übertragenden Gesellschaft" durch die 
Worte „einer übertragenden Gesellschaft" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der 
übertragenden Gesellschaft" durch die 
Worte „der betroffenen übertragenden Ge-
sellschaft" ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „der 
übertragenden Gesellschaft" durch die 
Worte „dieser Gesellschaft" ersetzt. 

d) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Den Betrag, der aus der Geltendmachung 
der Ansprüche einer übertragenden Gesell-
schaft erzielt wird, hat der Vertreter zur Be-
friedigung der Gläubiger dieser Gesellschaft 
zu verwenden, soweit die Gläubiger nicht 
durch die übernehmende Gesellschaft be-
friedigt oder sichergestellt sind." 

14. In § 351 wird das Wort „übertragenden" durch 
das Wort „übernehmenden" ersetzt. 

15. § 352 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „der" durch 
das Wort „einer" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

12. § 349 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) In Absatz 3 werden die Worte „der übertra-
genden Gesellschaft" durch die Worte „der 
übernehmenden Gesellschaft" ersetzt. 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 
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b) Die Worte „der übertragenden Gesellschaft" 
werden durch die Worte „der übernehmen-
den Gesellschaft" ersetzt. 

c) Die Worte „dieser Gesellschaft" werden 
durch die Worte „einer übertragenden Ge-
sellschaft" ersetzt. 

16. Nach § 352 werden folgende Vorschriften einge-
fügt: 

„§ 352 a 
Wirksamkeit der Verschmelzung 

Mängel der Verschmelzung werden durch die 
Eintragung der Verschmelzung in das Handels-
register des Sitzes der übernehmenden Gesell-
schaft geheilt. 

§ 352 b 
Aufnahme durch den Alleingesellschafter 

Befinden sich alle Aktien einer übertragen-
den Gesellschaft in der Hand der übernehmen-
den Gesellschaft, so sind die Angaben über den 
Umtausch der Aktien (§ 340 Abs. 2 Nr. 3 bis 5) so-
wie eine Prüfung der Verschmelzung (§§ 340 b, 
340 d Abs. 2 Nr. 5) nicht erforderlich, soweit sie 
nur die Aufnahme dieser Gesellschaft betref-
fen. 

§ 352 c 
Gerichtliche Nachprüfung des 

Umtauschverhältnisses 

(1) Die Anfechtung des Beschlusses, durch 
den die Hauptversammlung einer übertragen-
den Gesellschaft dem Verschmelzungsvertrag 
zugestimmt hat, kann nicht darauf gestützt wer- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

16. Nach § 352 werden folgende Vorschriften einge-
fügt: 

„§ 352 a 
Wirksamkeit der Verschmelzung 

Ist die Verschmelzung in das Handelsregister 
des Sitzes der übernehmenden Gesellschaft 
eingetragen, so lassen Mängel der Verschmel-
zung deren Wirksamkeit unberührt. 

§352b 
Aufnahme in besonderen Fällen 

(1) Befinden sich wenigstens neun Zehntel 
des Grundkapitals einer übertragenden Gesell-
schaft in der Hand der übernehmenden Gesell-
schaft, so ist die Zustimmung der Hauptver-
sammlung der übernehmenden Gesellschaft 
(§ 340 c) zur Aufnahme dieser übertragenden 
Gesellschaft nicht erforderlich, es sei denn, daß 
Aktionäre der übernehmenden Gesellschaft, 
deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 
des Grundkapitals dieser Gesellschaft errei-
chen, die Einberufung einer Hauptversamm-
lung verlangen, in der über die Zustimmung zu 
der Verschmelzung beschlossen wird. Eigene 
Aktien der übertragenden Gesellschaft und Ak-
tien, die einem anderen für Rechnung der Ge-
sellschaft gehören, sind vom Grundkapital ab-
zusetzen. Die Satzung kann das Recht, die Ein-
berufung der Hauptversammlung zu verlangen, 
an den Besitz eines geringeren Anteils am 
Grundkapital knüpfen. Für die nach § 340 d 
Abs. 1 und 2 bei der übernehmenden Gesell-
schaft erforderlichen Maßnahmen ist der Zeit-
punkt maßgebend, an dem die Hauptversamm-
lung der übertragenden Gesellschaft einberu-
fen wird. 

(2) Befinden sich alle Aktien einer übertra-
genden Gesellschaft in der Hand der überneh-
menden Gesellschaft, so sind die Angaben über 
den Umtausch der Aktien (§ 340 Abs. 2 Nr. 3 
bis 5) sowie eine Prüfung der Verschmelzung 
(§§ 340 b, 340 d Abs. 2 Nr. 5) nicht erforderlich, 
soweit sie nur die Aufnahme dieser Gesellschaft 
betreffen. 

§ 352 
unverändert 
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den, daß das Umtauschverhältnis der Aktien zu 
niedrig bemessen ist. Ist das Umtauschverhält-
nis zu niedrig bemessen, so hat das in § 306 be-
stimmte Gericht auf Antrag einen Ausgleich 
durch bare Zuzahlungen, die den zehnten Teil 
des Gesamtnennbetrags der gewährten Aktien 
übersteigen können, anzuordnen. 

(2) Antragsberechtigt ist jeder Aktionär einer 
übertragenden Gesellschaft, der gemäß § 245 
Nr. 1 oder 2 zur Anfechtung des Verschmel-
zungsbeschlusses befugt wäre, dessen Anfech-
tungsrecht jedoch nach Absatz 1 Satz 1 ausge-
schlossen ist. Der Antrag kann nur binnen zwei 
Monaten nach dem Tage gestellt werden, an 
dem die Eintragung der Verschmelzung in das 
Handelsregister des Sitzes der übernehmenden 
Gesellschaft nach § 10 des Handelsgesetzbuchs 
als bekanntgemacht gilt. Für das Verfahren gilt 
§ 306 Abs. 1 bis 4 Satz 1, Abs. 5 bis 7 sinngemäß. 
Aktionäre, die einen Antrag nicht gestellt ha-
ben, können aus der Entscheidung des Gerichts 
keine Rechte herleiten." 

17. § 353 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bei Verschmelzung von Aktiengesellschaf-
ten durch Bildung einer neuen Aktiengesell-
schaft gelten sinngemäß §§ 340 bis 341, 344 
Abs. 2, § 345 Abs. 2 und 3, § 346 Abs. 2, 5 bis 7, 
§ 347 Abs. 1 Satz 1 und 3, Abs. 2, §§ 347 a bis 
350, 352, 352 c."  

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „340 
Abs. 2" durch die Angabe „340 c Abs. 2 und 3" 
ersetzt. 

c) In Absatz 6 Satz 3 wird der Punkt durch ei-
nen Strichpunkt ersetzt und folgender Halb-
satz angefügt: 

„dies gilt jedoch nicht, soweit eine der sich 
vereinigenden Gesellschaften eigene Aktien 
oder ein Dritter, der im eigenen Namen, je-
doch für Rechnung dieser Gesellschaft han-
delt, Aktien dieser Gesellschaft besitzt." 

d) In Absatz 7 Satz 1 Nr. 1 wird nach der An-
gabe „§ 23" die Angabe „Abs. 3 Nr. 5 und" ein-
gefügt. 

e) Folgender neuer Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) Mängel der Verschmelzung werden 
durch die Eintragung der neuen Gesellschaft 
in das Handelsregister geheilt." 

18. § 354 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ebenso können eine oder mehrere Komman-
ditgesellschaften auf Aktien mit einer Aktienge-
sellschaft oder eine oder mehrere Aktiengesell-
schaften mit einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien verschmolzen werden."  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

17. § 353 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) Folgender neuer Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) Ist die neue Gesellschaft in das Han-
delsregister eingetragen, so lassen Mängel 
der Verschmelzung deren Wirksamkeit un-
berührt." 

18. unverändert 
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19. Die Überschrift des Dritten Abschnitts des Er-
sten Teils des Vierten Buches erhält folgende 
Fassung: 

„Dritter Abschnitt 
Verschmelzung von Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung mit einer 
Aktiengesellschaft oder einer 

Kommanditgesellschaft auf Aktien" 

20. § 355 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „einer 
Gesellschaft" durch die Worte „von Gesell-
schaften" ersetzt. 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung können ohne Abwicklung mit einer Ak-
tiengesellschaft  durch Übertragung des Ver-
mögens jeder der Gesellschaften als Ganzes 
auf die Aktiengesellschaft gegen Gewährung 
von Aktien dieser Gesellschaft verschmol-
zen werden."  

c) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für die Verschmelzung gelten, soweit sich 
aus den Sätzen 2 und 3 und den Absätzen 3 
und 4 nichts anderes ergibt, § 339 Abs. 2, 
§§ 340 bis 341, 343 bis 347 a, 351 bis 353 sinn-
gemäß." 

d) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Einreichung des Verschmelzungsver-
trags oder dessen Entwurfs zum Handelsre-
gister (§ 340 d Abs. 1) und die Auslegung der 
Unterlagen (§ 340 d Abs. 2) sind für Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung nicht er-
forderlich; die Bestellung eines Verschmel-
zungsprüfers (§ 340 b) ist nur erforderlich, 
falls ein Gesellschafter sie verlangt." 

e) Der bisherige Satz 2 des Absatzes 2 wird 
Satz 3. 

21. § 356 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „einer 
Gesellschaft" durch die Worte „von Gesell-
schaften" ersetzt. 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung können ohne Abwicklung mit einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien durch 
Übertragung des Vermögens jeder der Ge-
sellschaften als Ganzes auf die Kommandit-
gesellschaft auf Aktien gegen Gewährung 
von Aktien dieser Gesellschaft verschmol-
zen werden."  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

19. unverändert 

20. § 355 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine oder mehrere Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung können ohne Abwick-
lung mit einer Aktiengesellschaft durch 
Übertragung des Vermögens jeder der Ge-
sellschaften als Ganzes auf die Aktiengesell-
schaft gegen Gewährung von Aktien dieser 
Gesellschaft verschmolzen werden."  

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

21. § 356 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine oder mehrere Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung können ohne Abwick-
lung mit einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien durch Übertragung des Vermögens 
jeder der Gesellschaften als Ganzes auf die 
Kommanditgesellschaft auf Aktien gegen 
Gewährung von Aktien dieser Gesellschaft 
verschmolzen werden."  
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22. In der Überschrift des Vierten Abschnitts des 
Ersten Teils des Vierten Buches werden die 
Worte „einer bergrechtlichen Gewerkschaft" 
durch die Worte „von bergrechtlichen Gewerk-
schaften" ersetzt. 

23. § 357 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „einer 
bergrechtlichen Gewerkschaft" durch die 
Worte „von bergrechtlichen Gewerkschaf-
ten" ersetzt. 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bergrechtliche Gewerkschaften mit 
eigener Rechtspersönlichkeit können ohne 
Abwicklung mit einer Aktiengesellschaft 
durch Übertragung des Vermögens jeder der 
Gewerkschaften als Ganzes auf die Aktien-
gesellschaft gegen Gewährung von Aktien 
dieser Gesellschaft verschmolzen werden." 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „347, 351, 
352" durch die Angabe „347 a, 351 bis 352 b, 
353" ersetzt. 

d) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 340 
Abs. 1" durch die Angabe „§ 340 c Abs. 1" er-
setzt. 

e) Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben. 

24. § 358 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „einer 
bergrechtlichen Gewerkschaft" durch die 
Worte „von bergrechtlichen Gewerkschaf-
ten" ersetzt. 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bergrechtliche Gewerkschaften mit 
eigener Rechtspersönlichkeit können ohne 
Abwicklung mit einer Kommanditgesell-
schaft auf Aktien durch Übertragung des 
Vermögens jeder der Gewerkschaften als 
Ganzes auf die Kommanditgesellschaft auf 
Aktien gegen Gewährung von Aktien dieser 
Gesellschaft verschmolzen werden." 

25. Nach § 358 wird folgender neuer Abschnitt ein-
gefügt: 

„Fünfter Abschnitt 
Verschmelzung von Gesellschaften 

verschiedener Rechtsformen 

§ 358 a 

Die Verschmelzung durch Übertragung des 
Vermögens auf eine Aktiengesellschaft oder 
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien oder 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

22. unverändert 

23. § 357 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine oder mehrere bergrechtliche Ge-
werkschaften mit eigener Rechtspersönlich-
keit können ohne Abwicklung mit einer Ak-
tiengesellschaft durch Übertragung des Ver-
mögens jeder der Gewerkschaften als Gan-
zes auf die Aktiengesellschaft gegen Gewäh-
rung von Aktien dieser Gesellschaft ver-
schmolzen werden." 

 
c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

24. § 358 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine oder mehrere bergrechtliche Ge-
werkschaften mit eigener Rechtspersönlich-
keit können ohne Abwicklung mit einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien durch 
Übertragung des Vermögens jeder der Ge-
werkschaften als Ganzes auf die Komman-
ditgesellschaft auf Aktien gegen Gewährung 
von Aktien dieser Gesellschaft verschmol-
zen werden." 

25. unverändert 
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die Verschmelzung durch Bildung einer neuen 
Aktiengesellschaft oder einer neuen Komman-
ditgesellschaft auf Aktien kann auch durch 
gleichzeitige Aufnahme oder unter gleichzeiti-
ger Beteiligung einer oder mehrerer Aktienge-
sellschaften, Kommanditgesellschaften auf Ak-
tien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und bergrechtlichen Gewerkschaften mit eige-
ner Rechtspersönlichkeit vorgenommen wer-
den. Die Vorschriften des Ersten bis Vierten Ab-
schnitts gelten sinngemäß." 

26. § 359 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die übertragende Gesellschaft gelten 
§ 339 Abs. 2, § 340 Abs. 1, 2 Nr. 1 bis 3, 6 bis 8, 
§§ 340 a bis c, 340 d Abs. 1 bis 5, §§ 341, 345 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 und 3, § 346 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 
Satz 2, Abs. 5, § 347 Abs. 1 Satz 1 und 3, Abs. 2, 
§§ 348, 350, 352 bis 352 c und bei der Übertragung 
des Vermögens einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien § 354 Abs. 2 Satz 2 sinngemäß. Für 
die sinngemäße Anwendung der §§ 352 und 
352 a tritt an die Stelle des Handelsregisters des 
Sitzes der übernehmenden Gesellschaft das 
Handelsregister des Sitzes der übertragenden 
Gesellschaft. Mit der Eintragung der Vermö-
gensübertragung in das Handelsregister des 
Sitzes der übertragenden Gesellschaft erlischt 
diese; ihr Vermögen geht einschließlich der Ver-
bindlichkeiten auf den Übernehmer über. An 
die Stelle des Umtauschverhältnisses der Ak-
tien treten Art und Höhe der Gegenleistung." 

27. § 360 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Vermögensübertragung gelten, 
soweit sich aus den folgenden Vorschriften 
nichts anderes ergibt, § 339 Abs. 2, §§ 340 bis 341, 
345, 346 Abs. 1, 3, 4 Satz 1 und 2, Abs. 5 und 6, 
§§ 347, 348 bis 352 c sinngemäß. An die Stelle des 
Umtauschverhältnisses der Aktien treten Art 
und Höhe des Entgelts." 

28. In § 369 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 71 
Abs. 6" durch die Angabe „§ 71 d Satz 4 in Ver-
bindung mit § 71 b" ersetzt. 

29. In § 405 Abs. 3 Nr. 5 wird nach der Angabe „§ 21 
Abs. 4" die Angabe „§§ 71 b, 71 d Satz 4," einge-
fügt. 

30. In § 407 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 340 
Abs. 3 Satz 1 und 2" durch die Angabe „§ 340 d 
Abs. 1, 2 und 4" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

26. § 359 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die übertragende Gesellschaft gelten 
§ 339 Abs. 2, § 340 Abs. 1, 2 Nr. 1 bis 3, 6 bis 8, 
§§ 340 a bis c, 340 d Abs. 1 bis 5, §§ 341, 345 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 und 3, § 346 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 
Satz 2, Abs. 5, § 347 Abs. 1 Satz 1 und 3, Abs. 2, 
§§ 348 bis 350, 352 bis 352 c und bei der Übertra-
gung des Vermögens einer Kommanditgesell-
schaft auf Aktien § 354 Abs. 2 Satz 2 sinngemäß. 
Für die sinngemäße Anwendung der §§ 349, 352 
und 352 a tritt an die Stelle des Handelsregisters 
des Sitzes der übernehmenden Gesellschaft das 
Handelsregister des Sitzes der übertragenden 
Gesellschaft. Mit der Eintragung der Vermö-
gensübertragung in das Handelsregister des 
Sitzes der übertragenden Gesellschaft erlischt 
diese; ihr Vermögen geht einschließlich der Ver-
bindlichkeiten auf den Übernehmer über. An 
die Stelle des Umtauschverhältnisses der Ak-
tien treten Art und Höhe der Gegenleistung." 

27. unverändert 

28. unverändert 

29. unverändert 

30. In § 407 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 340 
Abs. 3 Satz 1 und 2" durch die Angabe „§ 340 d 
Abs. 2 und 4" ersetzt. 
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Artikel 2 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Aktiengesetz 

Das Einführungsgesetz zum Aktiengesetz vom 
6. September 1965 (BGBl. I S. 1185), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 1978 
(BGBl. I S. 1959), wird wie folgt geändert: 

Nach § 26 c wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 26 d 
 Übergangsregelung für Verschmelzungen 

Die Vorschriften des Aktiengesetzes über Ver-
schmelzungen und Vermögensübertragungen in der 
vom ... [Tag des Inkrafttretens) an geltenden Fas-
sung sind nicht auf Vorgänge anzuwenden, zu deren 
Vorbereitung bereits vor diesem Tage der Ver

-

schmelzungs- oder Übertragungsvertrag beurkun-
det oder eine Haupt-, Gesellschafter- oder Gewer-
kenversammlung oder eine oberste Vertretung ein-
berufen worden  ist."  

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

In § 145 Abs. 1 des Gesetzes über die Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnum-
mer 315-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), wird nach der Angabe 
„§§ 315," die Angabe „340b Abs. 2, §" eingefügt. 

Artikel 4 

Änderung des Umwandlungsgesetzes 

Das Umwandlungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. November 1969 (BGBl. I 
S. 2081), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der folgende neue Satz 2 wird eingefügt: 

„Die Umwandlung ist ferner nicht zulässig, 
wenn der Aktionär (Gesellschafter, Gewerke 
einer bergrechtlichen Gewerkschaft mit ei-
gener Rechtspersönlichkeit), auf den das 
Vermögen übertragen wird., die Rechtsform 
einer Aktiengesellschaf t,  einer Kommandit-
gesellschaft auf Aktien oder einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung mit Sitz im 
Inland hat." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und erhält 
folgende Fassung: 

Be schlüsse  des 6. Ausschusses 

Artikel 2 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Aktiengesetz 

Das Einführungsgesetz zum Aktiengesetz vom 
6. September 1965 (BGBl. I S. 1185), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 1978 
(BGBl. I S. 1959), wird wie folgt geändert: 

Nach § 26 c wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§26d 
Übergangsregelung für Verschmelzungen 

Die Vorschriften des Aktiengesetzes über Ver-
schmelzungen und Vermögensübertragungen in der 
vom 1. Oktober 1982 an geltenden Fassung sind 
nicht auf Vorgänge anzuwenden, zu deren Vorberei-
tung bereits vor diesem Tage der Verschmelzungs-
oder Übertragungsvertrag beurkundet oder eine 
Haupt-, Gesellschafter- oder Gewerkenversamm-
lung oder eine oberste Vertretung einberufen wor-
den ist." 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

Änderung des Umwandlungsgesetzes 

Das Umwandlungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. November 1969 (BGBl. I 
S. 2081), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Umwandlung in eine Personengesell-
schaft ist nicht zulässig, wenn an der Gesell-
schaft, in die die Kapitalgesellschaft oder die 
bergrechtliche Gewerkschaft umgewandelt 
wird, eine Kapitalgesellschaft als Gesellschaf-
ter beteiligt ist. Die Umwandlung auf einen Ak-
tionär (Gesellschafter, Gewerken), der eine juri-
stische Person ist, ist nur zulässig, wenn die-
ser 

1. nicht die Rechtsform einer Aktiengesell-
schaft, einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien oder einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung mit Sitz im Inland hat 
und 
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Entwurf 

„Die Umwandlung auf einen Aktionär (Ge-
sellschafter, Gewerken), der eine juristische 
Person ist, jedoch nicht die Rechtsform einer 
Aktiengesellschaf t,  einer Kommanditgesell-
schaft auf Aktien oder einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung mit Sitz im Inland hat, 
ist nur zulässig, wenn er dieselbe Rechts-
form wie das umzuwandelnde Unternehmen 
hat oder wenn er von einer Aktiengesell-
schaft oder Kommanditgesellschaft auf Ak-
tien mit Sitz im Inland beherrscht wird." 

2. § 15 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3 und erhält 
folgende Fassung: 

„Für die Abfindung nach Satz 2 gilt § 13." 

3. In § 43 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2" 
durch die Angabe „Abs. 3" ersetzt. 

4. In § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe „Nr. 2" 
durch die Angabe „Nr. 3" ersetzt. 

5. Der Achte Abschnitt wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Achter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschriften" 

b) Vor § 66 wird folgende neue Vorschrift einge-
fügt: 

„§65a 

§ 1 Abs. 2 und § 15 Abs. 1 in der vom ... [Tag 
des Inkrafttretens] an geltenden Fassung 
sind nicht auf Umwandlungen anzuwenden, 
zu deren Vorbereitung bereits vor diesem 
Tage eine Haupt-, Gesellschafter- oder Ge-
werkenversammlung einberufen worden ist. 
Diese Umwandlungen richten sich nach den 
bisher geltenden Vorschriften." 

Artikel 5 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7631-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3139), wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. entweder dieselbe Rechtsform wie das um-
zuwandelnde Unternehmen hat oder von ei-
ner Aktiengesellschaft oder Kommanditge-
sellschaft auf Aktien mit Sitz im Inland be-
herrscht wird. 

Die Umwandlung einer bergrechtlichen Ge-
werkschaft ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
auf einen Gewerken, der eine juristische Person 
ist, ist ferner zulässig, wenn dieser die Rechts-
form einer Aktiengesellschaft oder einer Kom-
manditgesellschaft auf Aktien mit Sitz im In-
land  hat."  

2. unverändert 

3. In § 43 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2" 
durch die Angabe „Abs. 4" ersetzt. 

4. In § 54 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird die Angabe 
„Abs. 2" durch die Angabe „Abs. 4" ersetzt. 

5. Der Achte Abschnitt wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Vor § 66 wird folgende neue Vorschrift einge-
fügt: 

„§ 65 a  

§ 1 Abs. 2 und § 15 Abs. 1 in der vom 1. Ok-
tober 1982 an geltenden Fassung sind nicht 
auf Umwandlungen anzuwenden, zu deren 
Vorbereitung bereits vor diesem Tage eine 
Haupt-, Gesellschafter- oder Gewerkenver-
sammlung einberufen worden ist. Diese Um-
wandlungen richten sich nach den bisher 
geltenden Vorschriften." 

Artikel 5 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

Das Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7631-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 1975 
(BGBl. I S. 3139), wird wie folgt geändert: 
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Entwurf 

1. In § 36 Satz 1 wird die Angabe „§ 136 Abs. 1 und 
3, §§ 142" durch die Angabe „§§ 136, 142" er-
setzt. 

2. § 44 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„1. durch Übertragung des Vermögens eines 
Vereins oder mehrerer Vereine (übertra-
gende Vereine) als Ganzes auf einen an-
deren Verein (übernehmender Verein), 
wobei die Mitglieder der übertragenden 
Vereine Mitglieder des übernehmenden 
Vereins werden (Verschmelzung durch 
Aufnahme);". 

b) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fas-
sung: 

„(3) Für die Verschmelzung durch Auf-
nahme gelten § 339 Abs. 2, § 340 Abs. 1, 2 
Nr. 1, 2, 6 und 8, §§ 340 a, 340 d Abs. 1, 2 Nr. 1 
bis 4, Abs. 3 bis 6, §§ 341, 345, 346 Abs. 1 Satz 1 
und 3, Abs. 3 bis 6, §§ 347, 348 Abs. 1, §§ 349 bis 
352 a des Aktiengesetzes sinngemäß. 

(4) Für die Verschmelzung durch Neubil-
dung gelten § 339 Abs. 2, § 340 Abs. 1, 2 Nr. 1, 
2, 6 und 8, §§ 340 a, 340 d Abs. 1, 2 Nr. 1 bis 4, 
Abs. 3 bis 6, §§ 341, 345 Abs. 2 und 3, § 346 
Abs. 5 und 6, § 347 Abs. 1 Satz 1 und 3, Abs. 2, 
§ 348 Abs. 1, §§ 349, 350, 352, 353 Abs. 1 Satz 2, 
Abs. 3 und 4 Satz 1, Abs. 5 bis 9 des Aktienge-
setzes sinngemäß." 

3. § 44 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Vermögensübertragung gel-
ten, soweit sich aus den folgenden Vorschrif-
ten nichts anderes ergibt, § 339 Abs. 2, §§ 340 
bis 341, 343, 345, 346 Abs. 1, 3, 4 Satz 1 und 2, 
Abs. 5 und 6, §§ 347, 348 Abs. 1, §§ 349 bis 352 a 
des Aktiengesetzes sinngemäß. An die Stelle 
des Umtauschverhältnisses der Aktien tre-
ten Art und Höhe des Entgelts." 

b) In Absatz 5 Satz 4 werden die Worte „des 
Vereins" durch die Worte „der Aktiengesell-
schaft" ersetzt. 

c) In Absatz 5 Satz 5 werden die Worte „des Ge-
setzes über die Umwandlung von Kapitalge-
sellschaften und bergrechtlichen Gewerk-
schaften vom 12. November 1956 (Bundesge-
setzbl. I S. 844), geändert durch das Einfüh-
rungsgesetz zum Aktiengesetz vom 6. Sep-
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1185)," 
durch die Worte „des Umwandlungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. November 1969 (BGBl. I S. 2081), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836)," ersetzt.  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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Entwurf 

4. An § 44c Abs. 3 werden die folgenden Sätze 2 
und 3 angefügt: 

„Für die sinngemäße Anwendung der §§ 351 bis 
352 a des Aktiengesetzes tritt an die Stelle des 
Handelsregisters des Sitzes der übernehmen-
den Gesellschaft das Handelsregister des Sitzes 
des Vereins. Mit der Eintragung der Vermö-
gensübertragung in das Handelsregister des 
Sitzes des Vereins erlischt dieser; sein Vermö-
gen geht einschließlich der Verbindlichkeiten 
auf die öffentlich-rechtliche Versicherungsun-
ternehmung über." 

5. § 53 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Sobald die Verschmelzung oder die Vermö-
gensübertragung von allen beteiligten Auf-
sichtsbehörden genehmigt worden ist, macht 
die für den übernehmenden kleineren Ver-
ein zuständige Aufsichtsbehörde, bei einer 
Verschmelzung von Vereinen durch Neubil-
dung eines kleineren Vereins die für den 
neuen Verein zuständige Aufsichtsbehörde, 
bei einer Vermögensübertragung auf eine öf-
fentlich-rechtliche Versicherungsunterneh-
mung die für den übertragenden kleineren 
Verein zuständige Aufssichtsbehörde die 
Verschmelzung oder die Vermögensübertra-
gung und ihre Genehmigung im Bundesan-
zeiger sowie in den weiteren Blättern be-
kannt, die für die Bekanntmachungen der 
Amtsgerichte bestimmt sind, in deren Bezir-
ken die beteiligten kleineren Vereine ihren 
Sitz haben."  

c) Absatz 3 Satz 2 und 3 werden aufgehoben. 

6. § 158 erhält folgende Fassung: 

„§ 158 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über Ver-
schmelzungen und Vermögensübertragungen 
in der vom ... (Tag des Inkrafttretens) an gelten-
den Fassung gelten nicht für Vorgänge, für de-
ren Vorbereitung bereits vor diesem Tage der 
Verschmelzungs- oder Übertragungsvertrag be-
urkundet oder eine oberste Vertretung oder 
eine Hauptversammlung einberufen worden 
ist."  

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über die 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und 
über die Verschmelzung von Gesellschaften 

mit beschränkter Haftung 

Das Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln und über die Verschmelzung von Ge- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

4. An § 44c Abs. 3 werden die folgenden Sätze 2 
und 3 angefügt: 

„Für die sinngemäße Anwendung der §§ 349, 351 
bis 352 a des Aktiengesetzes tritt an die Stelle 
des Handelsregisters des Sitzes der überneh-
menden Gesellschaft das Handelsregister des 
Sitzes des Vereins. Mit der Eintragung der Ver-
mögensübertragung in das Handelsregister des 
Sitzes des Vereins erlischt dieser; sein Vermö-
gen geht einschließlich der Verbindlichkeiten 
auf die öffentlich-rechtliche Versicherungsun-
ternehmung über." 

5. unverändert 

6. § 158 erhält folgende Fassung: 

„§ 158 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über Ver-
schmelzungen und Vermögensübertragungen 
in der vom 1. Oktober 1982 an geltenden Fas-
sung gelten nicht für Vorgänge, für deren Vorbe-
reitung bereits vor diesem Tage der Verschmel-
zungs- oder Übertragungsvertrag beurkundet 
oder eine oberste Vertretung oder eine Haupt-
versammlung einberufen worden  ist."  

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über die 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und 
über die Verschmelzung von Gesellschaften 

mit beschränkter Haftung 

Das Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln und über die Verschmelzung von Ge- 
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Entwurf 

sellschaften mit beschränkter Haftung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
4120-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 4. Juli 
1980 (BGBl. I S. 836), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 31 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 31 a 

(1) Die Anfechtung des Beschlusses, durch 
den die Gesellschafterversammlung der über-
tragenden Gesellschaft dem Verschmelzungs-
vertrag zugestimmt hat, kann nicht darauf ge-
stützt werden, daß das Umtauschverhältnis der 
Geschäftsanteile zu niedrig bemessen ist. Ist 
das Umtauschverhältnis zu niedrig bemessen, 
so hat das in dem sinngemäß anzuwendenden 
§ 306 des Aktiengesetzes bestimmte Gericht auf 
Antrag einen Ausgleich durch bare Zuzahlun-
gen, die den zehnten Teil des Gesamtnennbe-
trags der gewährten Geschäftsanteile überstei-
gen können, anzuordnen. 

(2) Antragsberechtigt ist jeder Gesellschafter 
der übertragenden Gesellschaft, der zur Anfech-
tung des Verschmelzungsbeschlusses befugt 
wäre, dessen Anfechtungsrecht jedoch nach Ab-
satz 1 Satz 1 ausgeschlossen ist. Der Antrag 
kann nur binnen zwei Monaten nach dem Tage 
gestellt werden, an dem die Eintragung der Ver-
schmelzung in das Handelsregister des Sitzes 
der übertragenden Gesellschaft nach § 10 des 
Handelsgesetzbuchs als bekanntgemacht gilt. 
Für das Verfahren gilt § 306 Abs. 1 bis 4 Satz 1, 
Abs. 5 bis 7 des Aktiengesetzes sinngemäß. Ge-
sellschafter, die einen Antrag nicht gestellt ha-
ben, können aus der Entscheidung des Gerichts 
keine Rechte herleiten." 

2. In § 32 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe „31" 
der Punkt durch ein Komma ersetzt und die An-
gabe „31 a."  angefügt. 

3. In § 33 Abs. 3 wird die Angabe „§ 340 Abs. 3, 4" 
durch die Angabe „§ 340 d Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4 bis 
6" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

sellschaften mit beschränkter Haftung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
4120-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 4. Juli 
1980 (BGBl. I S. 836), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Nach § 37 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 37 a 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über Ver-
schmelzungen in der vom 1. Oktober 1982 an 
geltenden Fassung sind nicht auf Vorgänge an-
zuwenden, zu deren Vorbereitung bereits vor 
diesem Tage der Verschmelzungsvertrag be-
urkundet oder eine Gesellschafterversamm-
lung einberufen worden ist." 
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Entwurf 

Artikel 7 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 7 

Änderung des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

In § 52 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnum-
mer 4123-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
4. Juli 1980 (BGBl. I S. 836), wird die Angabe „§ 37 
Abs. 3 Nr. 3" durch die Angabe „§ 37 Abs. 4 Nr. 3" er-
setzt. 

Artikel 8 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

In § 17 Nr. 1 Buchstabe f des Rechtspflegergeset-
zes vom 5. November 1969 in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 302-2, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
§ 34 des Gesetzes vom 10. Juni 1981 (BGBl. I S. 514), 
wird nach der Verweisung „§ 144 a" eingefügt „und 
§ 144 b". 

Artikel 9 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des - Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1982 in  Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Bohl und Frau Dr. Däubler-Gmelin 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in 
seiner 69. Sitzung am 2. Dezember 1981 an den 
Rechtsausschuß federführend und an den Wirt-
schaftsausschuß mitberatend überwiesen. Der Wirt-
schaftsausschuß hat in seiner Stellungnahme vom 
10. März 1982 einstimmig empfohlen, den Gesetzent-
wurf anzunehmen. Der Rechtsausschuß hat den Ent-
wurf in seiner 35. und 38. Sitzung am 12. Mai 1982 
und am 23. Juni 1982 beraten. 

Er empfiehlt einstimmig, den Entwurf mit den vor-
geschlagenen Änderungen anzunehmen. 

II. 

Mit dem Gesetzentwurf soll die Dritte Richtlinie zur 
Koordinierung des Gesellschaftsrechts, die am 
9. Oktober 1978 vom Rat der Justizminister der Eu-
ropäischen Gemeinschaften verabschiedet worden 
ist, in deutsches Recht umgesetzt werden. Diese 
Richtlinie koordiniert die Rechtsvorschriften, die in 
den Mitgliedstaaten bei Verschmelzungen von Ak-
tiengesellschaften und bei gleichzuachtenden Vor-
gängen gelten. Sie schreibt den Mitgliedstaaten au-
ßerdem vor, soweit dies noch nicht geschehen ist, 
das Rechtsinstitut der Verschmelzung einzuführen. 
Nach den Begriffsbestimmungen der Richtlinie gilt 
diese in erster Linie für die Verschmelzung, wie sie 
in den §§ 339 ff. des Aktiengesetzes geregelt ist. Er-
faßt wird daneben auch die sogenannte verschmel-
zende Umwandlung einer Aktiengesellschaft auf ei-
nen Allein- oder Hauptgesellschafter in der Form 
der Aktiengesellschaft im Sinne des § 15 des Um-
wandlungsgesetzes. Für diese Konzentrationsvor-
gänge werden in der Richtlinie ins Einzelne gehende 
Maßnahmen der Offenlegung zum Schutze der Ak-
tionäre (insbesondere der übertragenden Gesell-
schaften), Maßnahmen zur Sicherung eines ange-
messenen Umtauschverhältnisses, Schutzmaßnah-
men für die Gläubiger aller beteiligten Gesellschaf-
ten, ein sogenannter Verwässerungsschutz für die 
Inhaber von Sonderrechten an den übertragenden 
Gesellschaften, Haftungsregelungen für die Organ-
mitglieder der übertragenden Gesellschaften und 
für die Verschmelzungsprüfer sowie schließlich die 
Einschränkung der Nichtigkeit von Verschmelzun-
gen und übertragenden Umwandlungen vorge-
schrieben. 

Der Schutz der Aktionäre wird gegenüber dem gel-
tenden Recht erheblich erweitert. Dies gilt insbeson-
dere im Stadium der Vorbereitung der Verschmel-
zung. Durch weitgehende Offenlegungs- und Prü-
fungspflichten in dieser Vorbereitungsphase soll er-
reicht werden, daß die Aktionäre in Kenntnis aller 
erforderlichen Umstände über die Verschmelzung 
abstimmen. Für den Verschmelzungsvertrag bzw. 
dessen Entwurf werden bestimmte inhaltliche Min-
destanforderungen festgelegt, so daß die Aktionäre 
schon dem Vertrag oder dem Entwurf wesentliche 

Gesichtspunkte für die wirtschaftlichen und sonsti-
gen Folgen der Verschmelzung entnehmen können. 
Darüber hinaus werden die Vorstände der beteilig-
ten Gesellschaft verpflichtet, einen ausführlichen 
schriftlichen Bericht zu erstatten, in dem der Ver-
schmelzungsvertrag (oder dessen Entwurf) rechtlich 
und wirtschaftlich zusätzlich erläutert und begrün-
det wird. In diesem Bericht ist auch auf besondere 
Schwierigkeiten bei der Bewertung der Unterneh-
men hinzuweisen. Der Verschmelzungsvertrag (oder 
der Entwurf) ist durch einen oder mehrere sachver-
ständige Prüfer zu prüfen. Über die Prüfung ist 
ebenfalls ein schriftlicher Bericht zu erstellen. Die 
Prüfung hat sich insbesondere auf die Angemessen-
heit des Umtauschverhältnisses der Aktien zu er-
strecken. Der Entwurf sieht vor, daß die Prüfer vom 
Vorstand der beteiligten Gesellschaften bestellt wer-
den. Der Rechtsausschuß hat die Frage erörtert, ob 
die Unabhängigkeit der Prüfer besser gewährleistet 
würde, wenn diese durch das Gericht bestellt wür-
den. Der Rechtsausschuß hat letztlich der vorge-
schlagenen Regelung den Vorzug gegeben. Der 
Rechtsausschuß ist der Ansicht, daß die Unverein-
barkeitstatbestände des § 164 des Aktiengesetzes, 
der auch für die Auswahl der Verschmelzungsprüfer 
gilt, sowie das Standesrecht eine ausreichende Ge-
währ für die Unabhängigkeit der Prüfer bieten. Der 
Rechtsausschuß hält es auch nicht für notwendig, ei-
nen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft als Verschmelzungsprüfer auszu-
schließen, der/die in einer der beteiligten Gesell-
schaften als Abschlußprüfer/in tätig gewesen ist. 

Für die Prüfung der Verschmelzung kann es durch-
aus von Vorteil sein, wenn der Prüfer das Unterneh-
men, das zu prüfen ist, bereits gut kennt. Der Aus-
schuß hält auch die Gefahr für gering, daß etwa bei 
der Verschmelzung voneinander abhängiger Unter-
nehmen das beherrschende Unternehmen auf die 
Bestellung des Prüfers des abhängigen Unterneh-
mens Einfluß nimmt, um eine Bewertung dieses Un-
ternehmens zu seinen Gunsten und damit zu Lasten 
der Aktionäre des abhängigen Unternehmens zu er-
reichen. Für das beherrschende Unternehmen ist es 
nämlich durchaus mit einem Risiko verbunden, 
wenn das Umtauschverhältnis der Aktien wegen ei-
ner falschen Bewertung des übertragenden Unter-
nehmens unangemessen festgesetzt wird, da für das 
übernehmende Unternehmen eine Nachzahlungs-
pflicht dann besteht, wenn durch das Gericht im 
Spruchstellenverfahren die Unangemessenheit des 
Umtauschverhältnisses festgestellt wird. Da die 
Feststellung der Unangemessenheit des Umtausch-
verhältnisses die Wirksamkeit der Verschmelzung 
nicht berührt, kann es durchaus sein, daß die über-
nehmende Gesellschaft letztlich für die übertra-
gende Gesellschaft einen Preis zahlen muß, der zwar 
angemessen ist, aber die übernehmende Gesell-
schaft vor wirtschaftliche Probleme stellt. 

Der Entwurf schreibt weiter vor, daß der Verschmel

-

zungsvertrag (oder dessen Entwurf), die Berichte 
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der Vorstände und die Berichte der Verschmel-
zungsprüfer sowie die Jahresabschlüsse und die Ge-
schäftsberichte der beteiligten Gesellschaften für 
die letzten drei Geschäftsjahre zur Einsicht der Ak-
tionäre auszulegen sind. Jeder Aktionär hat ein 
Recht, unverzüglich und kostenlos eine Abschrift 
dieser Unterlagen zu erhalten. Der Rechtsausschuß 
mißt dieser Offenlegungspflicht eine große Bedeu-
tung für die Information der Aktionäre über die 
Wirtschaftlichkeit der Verschmelzung zu. Er ist der 
Ansicht, daß die mit der Auslegung und ggf. mit der 
Übersendung von Abschriften verbundenen Kosten 
für die beteiligten Gesellschaften in Kauf zu neh-
men sind. 

Der vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung 
vorgesehene Schutz der Aktionäre wird ergänzt 
durch die Möglichkeit, die Angemessenheit des Um-
tauschverhältnisses nach dem Wirksamwerden der 
Verschmelzung gerichtlich nachprüfen zu lassen. 
Das hierfür vorgesehene sogenannte Spruchstellen

-

verfahren lehnt sich an die Regelungen an, die in 
den §§ 305, 306 des Aktiengesetzes für die Nachprü-
fung der Abfindung außenstehender Aktionäre bei 
Beherrschungs- und Gewinnabführungsverträgen, 
in § 320 Abs. 5 bis 7 des Aktiengesetzes für die Nach-
prüfung der Abfindung ausscheidender Aktionäre 
bei Eingliederungen und schließlich in den §§ 15, 12, 
13, 30 ff. des Umwandlungsgesetzes für den entspre-
chenden Vorgang bei der verschmelzenden Um-
wandlung vorgesehen sind. Antragsberechtigt sind 
nur solche Aktionäre einer übertragenden Gesell-
schaft, die in der Hauptversammlung ihren Wider-
spruch gegen die Verschmelzung zu Protokoll er-
klärt haben. Der Rechtsausschuß hält die Beschrän-
kung der Antragsberechtigten für sachgerecht. Die 
Aktionäre bei einer Verschmelzung sind durch den 
Verschmelzungsbericht und den Prüfungsbericht 
bereits über die Gründe für die Festsetzung des Um-
tauschverhältnisses ausreichend unterrichtet und 
können sich bereits vor der Hauptversammlung dar-
über schlüssig werden, ob sie sich mit dem Vor-
schlag der Vorstände zufriedengeben oder ihren Wi-
derspruch anmelden wollen. Für sachgerecht hält 
der Ausschuß auch die Regelung, daß Aktionäre, die 
einen Antrag auf Überprüfung des Umtauschver-
hältnisses nicht gestellt haben, aus der Entschei-
dung des Gerichts keine Rechte herleiten können. 
Als Ausgleich für eine zu niedrige Bewertung des 
Umtauschverhältnisses sieht der Entwurf die bare 
Zuzahlung vor. Ausgeschlossen ist damit die Gewäh-
rung weiterer Aktien als Ausgleich. Der Rechtsaus-
schuß geht davon aus, daß im Regelfall die Kosten 
des Spruchstellenverfahrens von dem übernehmen-
den Unternehmen getragen werden. 

Der Entwurf sieht weiter eine Änderung des Um

-

wandlungsgesetzes vor. Danach soll die verschmel

-

zende Umwandlung einer Aktiengesellschaft auf 
eine Aktiengesellschaft oder auf eine Kommandit-
gesellschaft auf Aktien beseitigt werden, weil es sich 
im Verhältnis zur Verschmelzung um eine Doppelre-
gelung handelt. Einige Erleichterungen der ver-
schmelzenden Umwandlung werden in die Ver-
schmelzungsregelung des Aktien- und GmbH-
Rechts übernommen. Abweichend vom Regierungs-
entwurf schlägt der Rechtsausschuß jedoch vor, für 
die Fälle der Aufnahme einer mehr als 90prozen-
tigen Tochtergesellschaft in die Muttergesellschaft 
auf einen Genehmigungsbeschluß der Hauptver-
sammlung der übernehmenden Gesellschaft zu ver-
zichten. Diese Änderung in Artikel 1 Nr. 16 — § 352 b 
— des Entwurfs geht auf eine Anregung des Bundes-
rats zurück. Danach wird in diesem Fall auf die Zu-
stimmung der Hauptversammlung verzichtet, es sei 
denn, daß die Aktionäre der übernehmenden Gesell-
schaft, deren Anteile zusammen den zwanzigsten 
Teil des Grundkapitals dieser Gesellschaft errei-
chen, die Einberufung einer Hauptversammlung 
verlangen. Eigene Aktien der übertragenden Gesell-
schaft und Aktien, die einem anderen für Rechnung 
der Gesellschaft gehören, sind hierbei vom Grund-
kapital abzusetzen. Satz 3 bestimmt, daß die Sat-
zung das Recht, die Einberufung der Hauptver-
sammlung zu verlangen, an den Besitz eines gerin-
geren Anteils am Grundkapital knüpfen kann. 
Satz 4 bestimmt, daß für die Publizitätsmaßnahmen 
nach § 340 b Abs. 1 und 2 (Artikel 1 Nr. 8 des Ent-
wurfs) — Einreichung des Verschmelzungsvertrags 
oder dessen Entwurfs zum Handelsregister, Ausle-
gung des Verschmelzungsvertrags und der übrigen 
Unterlagen für die Verschmelzung in den Geschäfts-
räumen in der Gesellschaft — der Zeitpunkt maßge-
bend ist, an dem die Hauptversammlung der über-
tragenden Gesellschaft einberufen wird. 

Die Änderungen in Artikel 1 Nr. 8, 12, 16, 17, 20, 21, 23, 
24, 26 und 30, Artikel 4 Nr. 1, 3 und 4 und Artikel 5 
Nr. 4 beruhen auf einer Anregung des Bundesrates. 
Auf die in der Stellungnahme des Bundesrates dar-
gelegten Gründe wird Bezug genommen. Artikel 6 
Nr. 4 enthält eine Übergangsbestimmung, wie sie 
nach Artikel 2 des Entwurfs auch für das Aktienge-
setz gelten soll. Mit Artikel 7 soll ein Redaktionsver-
sehen im Gesetz betreffend die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung berichtigt werden. In Arti-
kel 8 wird klargestellt, daß Verfügungen nach § 144 b 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit dem Richter vorbehalten sind. 
Darüber hinaus hält der Rechtsausschuß keine Än-
derungen des Entwurfs für geboten. 

Als Zeitpunkt für das Inkrafttreten wird der 1. Okto-
ber 1982 bestimmt. 

Im übrigen wird auf die Begründung zum Regie-
rungsentwurf Bezug genommen. 
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